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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Eyrich, Kunz (Berlin), Spranger, Erhard (Bad Schwalbach), 
Röhner, Gerlach (Obernau), Dr. Wittmann (München), Dr. Kunz (Weiden), Kiechle, 
Dr. Jobst, Dr. Althammer, Lagershausen, Dr. Becher (Pullach), Alber, Dr. Stark 
(Nürtingen), Niegel, Straßmeir, Biehle, Frau Tübler, Frau Stommel und Genossen 


betr. Baader-Meinhof-Prozeß 


Die Entwicklung des Prozesses in Stuttgart-Stammheim gegen 
führende Mitglieder der Baader-Meinhof-Bande unterstreicht 
fortwährend, daß eine gesetzliche Regelung gegen krasseste 
Fälle von Verfahrenssabotage durch Verteidiger und Angeklag- 
te unaufschiebbar geboten ist, wie dies auch der Generalbun- 
desanwalt gefordert hat. Es besteht der Eindruck, daß der Pro- 
zeß in Stuttgart-Stammheim nach vier Monaten auf der Stelle 
tritt. Methoden systematischer Prozeßverschleppung bedrohen 
das Gefüge des Rechtsstaates. Es besteht allgemein die Gefahr, 
daß gerade Strafprozesse mit politisch-anarchistisch motivierten 
Straftaten in einer Weise durch Angeklagte und vereinzelte 
Verteidiger behindert werden, daß sich diese Täter der Straf- 
gewalt des Staates entziehen könnten. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Trifft es zu, daß die Anzahl der Hauptverhandlungstage 
pro Verfahren vor Strafgerichten in Fällen der Schwerkrimi- 
nalität und besonders der politisch-anarchistisch motivier- 
ten Bandenkriminalität stark angestiegen ist? 

2. Ist das Ansteigen der Hauptverhandlungstage in diesen 
Verfahren ursächlich damit verbunden, daß prozeßverschlep- 
pende und -sabotierende Methoden in bisher unbekanntem 
Ausmaß angewandt werden? 

3. Besteht die Gefahr, daß durch zunehmende prozeßverschlep- 
pende Methoden, wie sie besonders im Prozeß in Stuttgart- 
Stammheim angewandt werden, die Strafrechtspflege all- 
gemein in ihrer Funktionsweise erheblich beeinträchtigt 
wird? 

4. Reichen nach Ansicht der Bundesregierung die zur Zeit 
bestehenden gesetzlichen Vorschriften aus, um systemati- 
scher Verfahrenssabotage entgegenzuwirken, oder teilt die 
Bundesregierung nunmehr die Auffassung, wonach eine 
gesetzliche Regelung gegen krasseste Fälle der Verfahrens- 
sabotage unvermeidlich ist? 
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5. Ist die Bundesregierung nunmehr bereit, die entsprechenden 
Vorschläge der Fraktion der CDU/CSU und des Bundesrates 
zu unterstützen? 

6. Ist die Bundesregierung wenigsten bereit, ihrerseits Vor- 
schläge gegen krasseste Fälle von Verfahrenssabotage zu 
unterbreiten? 
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